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EINLEITUNG:  
UMSTRITTENE GERECHTIGKEIT 

Was erleben Erwerbstätige heute als gerecht, was 
als ungerecht? Welche Ansprüche richten sie an Ar-
beit, Betrieb und Gesellschaft? Was geschieht, wenn 
Ansprüche verletzt werden, und welche Folgen hat 
das für die Legitimität der betrieblichen Ordnung? 
Die Ansprüche von Beschäftigten an Erwerbsarbeit 
sind vielfältig: Gerechtigkeitsansprüche sind für Be-
schäftigten wichtig – das zeigen Umfragen, wie sie 
etwa dem DGB-Index Gute Arbeit zugrunde liegen 
und die durch diese qualitative Erhebung bestätigt 
werden. Genauso allerdings, und dieser Befund ist 
durchaus neu, werden an die Betriebe auch Erwar-
tungen an Rationalität und Effizienz gestellt: Die Be-
schäftigten wollen einen gut funktionierenden, er-
folgreichen Betrieb.

Was Gerechtigkeit ist und was in der Arbeit ge-
recht und ungerecht ist, ist häufig umstritten: Was 
ist ein fairer Lohn? Und wie rechtfertigen unter-
schiedliche Hierarchieebenen und Aufgaben (Füh-
rungsverantwortung vs. Wertschöpfung in der Pro-
duktion) unterschiedliche Lohnhöhen innerhalb ei-
nes Betriebes? Gerechtigkeitskontroversen drehen 
sich allerdings nicht allein um Fragen von Leistung 
und ihre Honorierung. Beschäftigte sind im Betrieb 
nicht nur Arbeitskraft. Ihnen als Mensch gegenüber 
achtsam zu sein ist ein wichtiger Anspruch an Vor-

gesetzte und Kollegen, auch an die Regularien etwa 
der Personal- und Sozialpolitik im Betrieb.

Ansprüche an Gerechtigkeit und Rationalität ha-
ben wenig mit einem neoliberalen Ich-Unterneh-
mertum zu tun. Sie belegen vielmehr, dass Ar-
beitsnormen fortbestehen, die sich im Umfeld von 
Normalarbeitsverhältnis und klassischem, auf-
wandsorientiertem Leistungsprinzip herausgebildet 
haben. Werden diese Ansprüche verletzt, kann es 
zu Legitimitätskrisen kommen. Wie sich solche Le-
gitimitätskrisen interessenpolitisch aufgreifen und 
zur Aktivierung nutzen lassen, wird im Folgenden 
gezeigt. 

Abbildung 1

Ansprüche von Beschäftigten an Erwerbsarbeit

Quelle: eigene Darstellung
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ZENTRALE ANSPRÜCHE 

Was sind nun die zentralen Ansprüche, die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer heute formulieren? 

Gerechtigkeit

Leistungsgerechtigkeit ist und bleibt bei den Be-
schäftigten der zentrale Anspruch im Betrieb. An 
den Arbeitgeber werden bestimmte normative Er-
wartungen eines „gerechten“ Leistungsaustau-
sches gerichtet: materiell bezüglich Entlohnung, Ar-
beitsbedingungen, Belastung, Arbeitsintensität und 
Arbeitszeitgestaltung, immateriell im Hinblick auf 
Würdigung und Anerkennung. Das Leistungsprinzip 
als Maßstab ungleicher Verteilung z. B. von Entgelt, 
Position, Arbeitsbedingungen ist nicht strittig unter 
den Befragten: Wer etwas leistet, soll entsprechend 
entlohnt werden. Und wer viel leistet, soll mehr be-
kommen, allerdings muss dabei gelten: „Gleiche 

Leistung – gleiches Geld“. Insofern ist Leistungsge-
rechtigkeit nach wie vor auch die Basisnorm für so-
ziale Mobilität in der Arbeitswelt.

Forderungen nach Selbstverwirklichung sind 
für alle Beschäftigtengruppen wichtig. Doch ob-
gleich es neue Arbeitsformen ermöglichen, ganz-
heitlichere, subjektive Ansprüche einzubringen und 
der Managementdiskurs derartige Ansprüche mitt-
lerweile aufgenommen hat, ist Selbstverwirklichung 
heute keineswegs realisiert, sondern bleibt Ursache 
von Kritik. Allerdings: Selbstverwirklichung ist heu-
te unter den Beschäftigten häufig eher Wunsch als 
Anspruch. Ein durchaus drängender Wunsch zwar, 
der aber eben nicht als Anspruch formuliert wird. 

Beteiligungsansprüche sind wichtig, aber zu-
meist auf bestimmte Felder begrenzt. Sie bezie-
hen sich vor allem auf das eigene Arbeitsumfeld. 
Sie sind eng gekoppelt mit der Vorstellung, die eige-
ne Tätigkeit gut und richtig ausführen zu wollen und 
dafür die geeigneten Mittel und Handlungsfreihei-

Abbildung 2

Spektrum der Anspruchsmuster

Quelle: eigene Darstellung

Gerechtigkeitsansprüche Leistung: Anerkennung und Wertschätzung von eingebrachten Fähigkeiten und Leitungsbeiträgen

Selbstverwirklichung: Einbringen von Individualität

Beteiligung: Einfluss nehmen und ernst genommen werden

Würde: als Mensch respektiert werden

Fürsorge: angemessen mit der Verwundbarkeit des Lebens umgehen

Rationalitätsansprüche technisch-funktionale Rationalität: Der Betrieb soll intern sachgemäß und funktionsgerecht aufgestellt sein.

ökonomische Rationalität: Der Betrieb soll effizient und erfolgreich auf dem Markt agieren.

bürokratische Rationalität: Der betriebliche Ablauf soll klaren Regeln und Prozeduren folgen.
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ten zu bekommen. Weitere Ebenen von Beteiligung 
über den eigenen Handlungsbereich hinaus werden 
kaum systematisch einbezogen. Aus Beschäftigten-
sicht liegt die Entscheidungsmacht auf solchen Ebe-
nen klar in den Händen betrieblicher Führungskräf-
te und Interessenvertretungen. Dass Arbeit und Be-
trieb immer auch Orte der Fremdbestimmung sind 
und die Regeln und Verfahren hier andere sind als 
etwa im politischen Feld, wo demokratische Verfah-
ren selbstverständlich sind, wird insgesamt akzep-
tiert. Die Forderung nach einer grundlegenden De-
mokratisierung von Unternehmen und Wirtschaft 
wird von den von uns befragten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern in den Interviews nicht er-
hoben. Daran hat auch die „Große Rezession“ der 
Jahre 2007/2008 nichts geändert. 

Beschäftigte sehen die Achtung der mensch-
lichen Würde auch im Betrieb als eine Selbstver-
ständlichkeit an. Insofern wirken Würdeverletzun-
gen besonders schwer. Wenn Kritik an den Zu-
ständen in Arbeit und Betrieb mit Begriffen wie 
„Würde“ und „Respektlosigkeit“ in Verbindung ge-
bracht wird, ist das ein Zeichen für besonders mas-
sive Anspruchsverletzungen, etwa bei Übergriffen 
und Gefährdungen der Integrität der Person (Belei-
digungen, sexistische Angriffe), bei Arbeitseinkom-
men nahe dem Existenzminimum oder bei Arbeits-
formen, die dem Urteil der Beschäftigten nach den 
Kriterien von Menschlichkeit in der Erwerbsarbeit 
widersprechen. In diesem Zusammenhang wird die 
Leiharbeit genannt. Von Würdeverletzungen betrof-
fen sind relativ häufig Beschäftigte in prekären Ar-
beitsbedingungen, mit geringem Einkommen und 
mit niedriger oder mittlerer Qualifikation.

Das Fürsorgeprinzip beinhaltet den moralischen 
Anspruch an den Betrieb und seine Mitglieder, ent-
sprechend den Lebensbedürfnissen, den jeweiligen 
Fähigkeiten, Eigenschaften und Besonderheiten für-
sorgebedürftiger bzw. -berechtigter Personen oder 
Personengruppen zu agieren. Damit kann das Für-
sorgeprinzip das Leistungsprinzip relativieren: Be-
trieb und Kollegen sollen auf konkrete Bedürfnis-
se oder individuelle Fähigkeiten Rücksicht nehmen, 
etwa auf Ältere oder Leistungsgeminderte, und 
nicht nur formale Gleichheitsprinzipien anwenden. 
„Fürsorge“ spielt bei Beschäftigten im Öffentlichen 
Dienst und im Sozial- und Erziehungsdienst auch als 
arbeitsinhaltliche Orientierung eine wichtige Rolle. 

Rationalität: Effizienz im Betrieb

Gerechtigkeit ist den Beschäftigten zweifellos wich-
tig. Aber Beschäftigte formulieren ebenso deut-
lich, dass Betriebe und Unternehmen rational han-
deln sollen. Abläufe und Entscheidungen sollen fun-
diert und begründet sein, und der Betrieb soll seinen 
Zweck erfüllen. Ein wichtiger Zweck besteht für die 
Beschäftigten darin, dass der Betrieb den Arbeits-
platz und das Einkommen für seine Mitglieder si-
chert. Solche Erwartungen lassen sich unter dem 
Begriff „Rationalitätsansprüche“ zusammenfassen. 

Ebenso wie Gerechtigkeitsansprüche stützen sich 
Rationalitätsansprüche auf normative Prinzipien und 
können die Grundlage für Kritik und Legitimitätsur-
teile bilden. Etwa: Es ist richtig und angemessen, 
von einem Unternehmen zu erwarten, dass es an 
ökonomischen Kriterien gemessen erfolgreich und 
innovativ ist, sich auch unter schwierigen Marktbe-
dingungen auf dem Markt behauptet und die eige-
nen Ressourcen effizient einsetzt. Diese ökonomi-
sche Rationalität wird von den Beschäftigten offen-
siv eingefordert.

Zu den Rationalitätsansprüchen zählt auch die Er-
wartung, dass Betrieb wie Unternehmen der jeweils 
gebotenen Sach- und Arbeitslogik Rechnung tragen 
und Vorgesetzte in technischer und fachlicher Hin-
sicht kompetent sind und entsprechende Entschei-
dungen treffen (technisch-funktionale Rationali-
tät). Ebenso bestehen Ansprüche an die bürokra-
tische Rationalität, d.h. der Betrieb soll sich an 
transparenten, allgemein geltenden Regeln und an 
nachvollziehbaren formalen Abläufen orientieren. 

Rationalitätsansprüche sind den Beschäftigten 
so wichtig, dass sich daran ernsthafte betriebliche 
Auseinandersetzungen und kollektive Aktivierungs-
prozesse festmachen können, wenn etwa Entschei-
dungen der Geschäftsführungen den Bestand von 
Standort oder Betrieb gefährden, oder wenn Füh-
rungskräfte nicht nachvollziehbar agieren. Daran 
wird deutlich: Nicht nur Gerechtigkeitsfragen sind 
im Betrieb politisierbar. Auch Rationalitätsansprü-
che können treibende Kräfte für interessenpoliti-
sche Auseinandersetzungen und Mobilisierung sein.

WAS IST DER MASSSTAB?
Vergleiche „nach oben“ zur Aktivierung nutzen

Ansprüche entstehen nicht im luftleeren Raum: Ent-
scheidend für das Anspruchsniveau ist, welche Ver-
änderungstendenzen als normal angesehen werden, 
wie der Vergleich zu anderen Regionen, Branchen 
oder Unternehmen ausfällt und welche sozialen 
Gruppen und Arbeitsverhältnisse den Vergleichs-
maßstab bilden.

Viele Beschäftigte sehen eine gesellschaftliche 
Entwicklung in Richtung einer kontinuierlichen Ver-
schlechterung der Arbeits- und Lebensbedingun-
gen. Diese Einschätzung betrifft sowohl die Vergan-
genheit als auch die Zukunft: In der Wahrnehmung 
der Beschäftigten wächst die soziale Ungleichheit 
in Deutschland, ungesicherte Beschäftigungsver-
hältnisse nähmen zu, während Löhne und Gehälter 
stagnierten oder gar sänken. Dies betrifft auch das 
unmittelbare Arbeitsumfeld im Betrieb: Jüngere Be-
schäftigte verdienten weniger und hätten geringere 
Entwicklungschancen. Ebenfalls werde die eigene 
Familie betroffen sein: Den Kindern werde es vor-
aussichtlich schlechter gehen als der eigenen Gene-
ration. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
erwarten also heute keinen anhaltenden sozialen 
Fortschritt mehr. Vom charakteristischen wachs-
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tumsorientierten Nachkriegsoptimismus in Deutsch- 
land – der Wohlstand steigt, die Arbeit wird besser 
abgesichert und gesünder, die Chancen auf soziale 
und ökonomische Teilhabe steigen – ist wenig übrig- 
geblieben.

Die befragten Beschäftigten sehen sich selbst al-
lerdings weniger stark von diesen Entwicklungen 
betroffen als andere, mit denen sie sich vergleichen. 
Dies gilt umso mehr, wenn eine internationale Pers-
pektive eingenommen wird – Stichpunkte sind hier 
die Wirtschaftskrise und Griechenland. Ein häufiger 

„NORMATIVE BRENNPUNKTE“
Welche Gerechtigkeits- und Rationalitäts- 
ansprüche sind interessenpolitisch mobilisierbar?

Beschäftigte formulieren Ansprüche an Arbeit und 
den Betrieb. Anhand dieser Ansprüche bewerten sie 
ihre Erfahrungen in der Arbeitswelt. Wo besteht eine 
Diskrepanz zwischen Ansprüchen und tatsächlichen 
Erfahrungen? Welche Anspruchsverletzungen kön-
nen zum Ausgangspunkt von interessenpolitischer 
Mobilisierung und Aktivierung werden? Welche 
werden lediglich individuell verarbeitet – und kön-
nen damit auch destabilisierend auf die betriebliche 
und gesellschaftliche Integration wirken? 

Satz in den Interviews lautete: „Uns geht es dabei 
ja noch relativ gut.“ Dies gilt selbst für Beschäftig-
te mit Einkommen an der Grenze zum Existenzmini-
mum. Durch den Vergleich „nach unten“ relativie-
ren sich die eigenen Ansprüche. 

Ziehen Beschäftigte aber Vergleiche „nach oben“, 
verstärkt sich das Ungerechtigkeitsgefühl. Kritik und 
Empörung sind die Folge. Inwiefern das für eine inte-
ressenpolitische Aktivierung genutzt werden kann, 
hängt auch von der Kopplung mit konkreten Gerech-
tigkeits- und Rationalitätsansprüchen ab.

Anerkennung und Wertschätzung der Arbeits-
leistung sind die zentralen Bezugspunkte für Ge-
rechtigkeitsansprüche und Ungerechtigkeitserfah-
rungen. Die Ansprüche an Anerkennung und Wert-
schätzung werden im Arbeitsalltag täglich tangiert 
und in den Arbeitsbezügen strapaziert, austariert 
und korrigiert. Gerade in Gruppen- und Teamarbeit 
machen sich Konflikte immer wieder an der Frage 
fest, welche Beiträge von wem zu erwarten und ein-
zufordern sind, welche Arbeit anerkannt und wert-
geschätzt wird: Bringen die Kollegen eine angemes-
sene Arbeitsleistung? Auf welche persönlichen Fä-
higkeiten, aber auch Defizite und Schwächen muss 
Rücksicht genommen werden? In der alltäglichen 

ZUM WEITERLESEN

Weitere und tiefergehende Ergebnisse aus dem For-
schungsprojekt finden sich im Buch „Legitimations-
probleme in der Erwerbsarbeit“.
Drei Kernthesen aus den Forschungsergebnissen:
1.	 Auch wenn sie seit den 70er Jahren immer wie-

der totgesagt wurde, prominent etwa von Claus 
Offe und Jürgen Habermas: Leistungsgerech-
tigkeit ist das wichtigste Anspruchsmuster der 
Beschäftigten. Niemand erwartet, dass sich alle 
Regelungen im Betrieb linear aus Leistungs- 
gerechtigkeit ableiten lassen. Aber die Beschäf-
tigten registrieren Verletzungen dieses Prinzips 
oder erfahren sie am eigenen Leib. Das führt je-
doch nicht dazu, dass sie den normativen An-
spruch an Leistungsgerechtigkeit aufgeben. 

2.	 Noch überraschender: Die Beschäftigten haben 
nicht nur den normativen Anspruch auf Gerech-
tigkeit, sondern auch Rationalitätsansprüche: 
den Anspruch auf ökonomische, technisch-
funktionale und auf bürokratische Rationalität in 
Betrieben und Unternehmen. 

3.	 Besondere Schlagkraft entfalten diese Rationa-
litätsansprüche in der Verbindung mit dem An-
spruch auf Gerechtigkeit. Zwei Beispiele:
–	 Wenn Beschäftigte organisationale Mängel 

und Fehlentscheidungen kritisieren, ste-
hen dahinter nicht nur Ansprüche auf tech-
nisch-funktionale Rationalität im Betrieb, 

sondern auch auf Leistungsgerechtigkeit: 
Die Beschäftigten wollen mit ihren Leistun-
gen anerkannt werden und Teil eines gut or-
ganisierten, produktiven Ganzen sein; Dys-
funktionalität beeinträchtigt nicht nur den 
wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens, 
sondern missachtet auch ihre eigenen Leis-
tungsbeiträge.

–	 Beteiligungsansprüche äußern sich häufig 
im Gefolge von Kritik an Fehlentscheidun-
gen des Managements. Rationalitätsdefizite 
zeigen, wie wichtig es ist, die Beschäftigten 
als kompetente Akteure einzubeziehen. Dies 
lässt sich auch über den Gedanken des „Be-
rufsethos“ oder der „professionellen Indust-
rieordnung“ verallgemeinerbar machen und 
so zur Mobilisierung nutzen.

Kratzer, Nick / Menz, Wolfgang / Tullius, Knut / Wolf, Harald:
Legitimationsprobleme in der  
Erwerbsarbeit 
Gerechtigkeitsansprüche und 
Handlungsorientierungen in

 Arbeit und Betrieb. 
Reihe: Forschung aus der  
Hans-Böckler-Stiftung, Bd. 173.
Baden-Baden: edition sigma in der  
Nomos Verlagsgesellschaft 2015  
ISBN: 978-3-8487-2338-6. 
438 Seiten, Preis: 34,90 EUR
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„Mikropolitik“ der Arbeitswelt geraten das Leis-
tungs- und das Fürsorgeprinzip nicht selten in ein 
Spannungsverhältnis, was auf der Arbeitsebene 
austariert werden muss. Auch Rationalitätsansprü-
che und das Prinzip der Leistungsgerechtigkeit kön-
nen miteinander ringen, wenn in Unternehmen die 
Effizienz auf Kosten der Leistungsgerechtigkeit ge-
steigert wird.

Werden die Ansprüche deutlich oder dauerhaft 
verletzt, kann die Diskrepanz zwischen Erfahrungen 
und Ansprüchen Ausgangspunkt für eine Aktivierung 
sein. Klare Anspruchsverletzungen liegen bei Verstö-
ßen gegen das Grundprinzip „Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“ vor. Besonders sichtbar wird dies in frag-
mentierten Wertschöpfungsketten in der Automo-
bil- und Chemieindustrie und ihren Zulieferern, wo 
Kernbelegschaft und prekär Beschäftigte häufig eng 
kooperieren, aber völlig unterschiedlichen Arbeits-, 
Leistungs- und Entlohnungsbedingungen unterlie-
gen. Beschäftigte werten dies als eine grundsätzli-
che Missachtung von Leistungsgerechtigkeit, artiku-
lieren dezidierte Ansprüche auf Gleichbehandlung 
und Gerechtigkeit und stellen damit die Legitimität 
der Bedingungen im eigenen Betrieb in Frage.1

Auch Beschäftigte im Sozial- und Erziehungs-
dienst berichten von Anspruchsverletzungen, vor 
allem wenn sie Vergleiche „nach oben“ zu deutlich 
besser bezahlten Tätigkeiten und Berufen ziehen. 
Angesichts der erheblichen Steigerung von Anfor-
derungen und notwendiger beruflicher Qualifikation 
und Kompetenz im Vergleich zu früher ist die Ent-
lohnung in ihrer Wahrnehmung erheblich zurückge-
blieben. Auch vor dem Hintergrund steigender ge-
sellschaftlicher Wahrnehmung und Wertschätzung 
waren diese Anspruchsverletzungen Motor für eine 
lange und harte tarifpolitische Auseinandersetzung 
im Frühsommer 2015.

Konkrete und an objektiven Veränderungen fest-
zumachende Anlässe wie Reorganisationen oder 
Standort- und Betriebsschließungen sind häufig 
Gegenstand massiver normativer Auseinanderset-
zungen. Das Empörungs- und Aktivierungspotenzi-
al ist hoch, besonders in den Betrieben, in denen 
Arbeitsplatzverluste drohen. Ungerechtigkeitser-
fahrungen und Verletzungen von Rationalitätsan-
sprüchen führen hier häufig zur betrieblichen Mo-
bilisierung, zu Protesten und interessenpolitischen 
Auseinandersetzungen, die sich an „falschen“ Ma-
nagemententscheidungen entzünden. Insgesamt 
bleibt dieses Thema allerdings fallbezogen, die je-
weiligen Diskussionen und Auseinandersetzun-
gen werden nicht miteinander verbunden, was eine 
überbetriebliche Mobilisierung erschwert.

1	 Aus der WSI-Betriebsrätebefragung 2015 ergibt sich der 
derzeitige Stellenwert des Themas fragmentierte Beschäfti-
gung für die Betriebsratsarbeit, gemittelt über alle Betriebe 
und Branchen. Als Themen, mit dem sich Betriebsräte „beson-
ders beschäftigt“ haben, wurden genannt: Leiharbeit von 33% 
aller Befragten, geringfügig Beschäftigte von 25%, Werkver-
träge von 13%, freie Mitarbeiter von 8%. Einen Überblick über 
die Arbeitsschwerpunkte von Betriebsräten bietet Abb. 3.

DIE BEFRAGUNG

Das Forschungsprojekt hat insgesamt 320 Beschäftigte in 25 Un-
ternehmen aus Industrie, Bauwirtschaft und Dienstleistungen be-
fragt, davon 207 in qualitativen Interviews und 113 im Rahmen 
von 19 Gruppendiskussionen. Zudem wurden gut 70 Experten-
interviews mit Vertreterinnern und Vertretern aus Management, 
Betriebsräten und Gewerkschaften geführt. Die Erhebung fand 
zwischen August 2012 und Januar 2014 statt. 

Sie war Teil des Projekts „Brüchige Legitimationen – neue 
Handlungsorientierungen? Gerechtigkeitsansprüche und Inter-
essenorientierungen in Arbeit und Betrieb vor dem Hintergrund 
von Krisenerfahrungen“, gefördert von der Hans-Böckler-Stif-
tung, gemeinsam durchgeführt vom Institut für Sozialwissen-
schaftliche Forschung e.V. (ISF München) und dem Soziologi-
schen Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) an der Georg-Au-
gust-Universität. Beteiligt waren die Sozialwissenschaftler Nick 
Kratzer, Wolfgang Menz, Sarah Nies, Knut Tullius, Berthold Vo-
gel und Harald Wolf.

Leistungsanforderungen, Belastungen und Ge-
sundheit spielen in den Betrieben und in den Inter-
views eine große Rolle und sind ein zentrales The-
ma. Dies belegt auch die WSI-Betriebsrätebefra-
gung 2015, nach der Arbeitsschutz/Gesundheit, 
Überstunden, zu geringe Personalstärke und die Er-
höhung des Leistungsdrucks die Themen sind, mit 
denen sich betriebliche Interessenvertretungen prio- 
ritär beschäftigten (vgl. Abb 3). Sie werden aber nur 
selten zu normativen Kristallisationspunkten, an de-
nen sich weiterreichende Gerechtigkeitskonflikte 
und interessenpolitische Auseinandersetzungen 
fest machen. Das bedeutet, dass das Potenzial die-
ser Themen für eine interessenpolitische Aktivierung 
und Mobilisierung häufig noch ungenutzt bleibt. 
Viele Beschäftigte berichten über eine Zunahme der 
Leistungsanforderungen. Steigende Leistungsziele, 
Arbeitsverdichtung, immer engere Terminplanun-
gen und eine wachsende Vielfalt von Anforderungen 
usw. gehören zu den Erfahrungen vieler Beschäftig-
ter, auch wenn körperliche Belastungen im engeren 
Sinne eher abgenommen haben. Diese Entwicklung 
wird häufig als übliche, fast schon „natürliche“ Ent-
wicklung betrachtet. Leistungsanforderungen und 
Belastungen werden in ganz unterschiedlichen nor-
mativen Kategorien  diskutiert, häufig als Frage der 
Leistungsgerechtigkeit, aber auch als Frage der öko-
nomischen und technisch-funktionalen Rationali-
tät: etwa dann, wenn kritisiert wird, dass Unterneh-
men sachlich unsinnige Anforderungen stellen oder 
wenn vermeintliche Marktnotwendigkeiten als Ar-
gument für höhere Leistungsanforderungen ange-
führt werden.

Bemerkenswert dabei: Auch wenn ein erhebli-
cher Teil der Befragten im unmittelbaren Arbeits-
umfeld oder am eigenen Leib über Erfahrungen mit 
Überlastungen verfügt, führt dies meist nicht zu of-
fen ausgetragenen Gerechtigkeitskonflikten in den 
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Unternehmen, sondern wird eher individuell be-
arbeitet: Als Ursache gilt nicht allein betriebliche 
Überforderung, sondern auch das eigene (Über-)En-
gagement. Die Beschäftigten schreiben sich häu-
fig selbst die Schuld zu. Entsprechend sind die Lö-
sungen und Reaktionsweisen oft individueller Art: 
Arbeitszeitreduzierung, Wechsel der Tätigkeit oder 
Verzicht auf Karriere. 

Ähnliches gilt für das Thema Arbeitszeiten und 
Work-Life-Balance. Für viele Beschäftigte – und 
besonders für hochqualifizierte Frauen – stellt die-
ses Thema eine ständige Herausforderung im Ar-
beitsalltag dar. Diese Fragen werden aber eher als 
„Wünsche“ verhandelt und individuell bearbeitet, 
ohne dass dies in den Betrieben zum Politikum würde. 
Eine intensivierte Thematisierung von betrieblichen 
Interessenvertretungen und Gewerkschaften könn-
te in Zukunft dazu genutzt werden, Arbeitszeit und 
Work-Life-Balance als Gerechtigkeitsfrage in den 
Betrieben stark zu machen. Dazu müssten individu-
elle Wünsche in den Status von Ansprüchen an Ge-
rechtigkeit transformiert werden.

BEDEUTUNG DER INTERESSENVERTRETUNG

Wenn ein betriebliches Thema interessenpolitisch 
stark gemacht werden soll, muss es als Frage von 
berechtigten Ansprüchen ausgewiesen und „ge-
rahmt“ werden. In vielen Unternehmen übernehmen 
Betriebsräte diese Rolle aus Sicht der Beschäftigten 
weiterhin in starkem Maße. Dies gilt insbesondere 

für Großunternehmen aus den klassischen Indus- 
triebereichen. Hier stimmt der „Output“, sodass An-
sprüche an Leistungsgerechtigkeit erfüllt werden: 
Sicherheit, Entgelt und Arbeitsbedingungen schei-
nen nicht grundsätzlich in Gefahr. Dies gilt auch als 
Erfolg der Betriebsratsarbeit. Es gibt aus Sicht der 
Beschäftigten in diesen Fällen wenige Gründe, das 
sozialpartnerschaftliche Arrangement und die Stell-
vertreterpolitik der Betriebsräte infrage zu stellen. 

In anderen Betrieben findet sich eine stark beteili-
gungsorientierte Ausrichtung der Betriebsrats- und 
Gewerkschaftspolitik und ein hohes Maß an inte-
ressenpolitischer Basisaktivität der Beschäftigten: 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer treffen sich 
in Betriebsgruppen, organisieren gemeinschaftliche 
Aktionen und beteiligen sich an kollektiven Protest-
formen. Betriebsräte und Gewerkschaftsfunktio-
näre verstehen sich hier eher als Berater, Modera-
toren und „Aktivatoren“, weniger als Vertretung 
der Beschäftigten. Dies wird von den Beschäftig-
ten ausgesprochen positiv bewertet. Solche Betrie-
be mit hohem basisbezogenem Aktivierungsgrad 
finden sich insbesondere dort, wo es um konkre-
te Auseinandersetzungen um Reorganisation und 
Standortschließungen geht. Die Aktivierung ent-
zündet sich in der Regel an ganz konkreten betrieb-
lichen Problemlagen. Sie kann aber auch dazu füh-
ren, dass die Beschäftigten sich in breiterer Weise 
gewerkschaftlich und politisch sensibilisieren.

Beteiligung oder Stellvertretung sind keine sich 
ausschließenden Alternativen. Denn auch in den 
„Aktivierungsfällen“ bleiben gewerkschaftliche Ver- 

Abbildung 3

Arbeitsschwerpunkte von Betriebsräten

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015. 
Die Grafik zeigt die zwölf häufigsten Nennungen auf die Frage, ob sich der Betriebsrat im Vorjahr mit einem Thema „besonders beschäftigt“ hat. Für die 
Betriebsrätebefragung 2015 wurden im ersten Quartal 2015 insgesamt 4.125 Betriebsräte vom infas Institut in Bonn telefonisch interviewt. Die Befragung 
ist repräsentativ für alle Branchen und Betriebsgrößenklassen von Betrieben mit Betriebsrat und mindestens 20 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten.
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handlungen wichtig, etwa beim Abschluss von Sozi-
altarifverträgen. Zudem sind je nach Betriebsgröße, 
Branchenzugehörigkeit und Organisationsgrad je-
weils unterschiedliche interessenpolitische Konzep-
te mit unterschiedlichen Schwerpunkten hinsicht-
lich Beteiligung und Stellvertretung erfolgreich.

Quer durch die Beschäftigtengruppen besteht 
ein ausgeprägtes Vertrauen in die Gewerkschaften. 
Trotz Kritik im Detail ist die Unterstützung für die  
„Institution Gewerkschaft“ hoch. Dies speist sich 
vor allem in den Industriebetrieben aus der Wahr-
nehmung, dass die Interessenvertreter durchaus er-
folgreich sind bei ihrem Einsatz für und mit den Be-

schäftigten. Hinzu kommt die Wahrnehmung, dass 
Beschäftigteninteressen durch die klassischen Par-
teien nur mangelhaft vertreten würden. Unterschie-
de zwischen den Parteien würden zunehmend ver-
schwimmen. Einen konkreten Einfluss der Politik 
in Staat und Parteien auf die eigene Lage als Ar-
beitnehmer erwarten die Beschäftigten nicht. Ein 
solcher Mangel an Repräsentation von Arbeitneh-
merinteressen durch die Parteien wertet die Ge-
werkschaften auf. Nicht, weil man in jedem Detail 
mit der Gewerkschaftsarbeit zufrieden ist, sondern 
weil Gewerkschaft als Institution auf Seiten der Be-
schäftigten steht.

MÖGLICHKEITEN DER POLITISIERUNG: 
ZUSAMMENFASSENDE THESEN

–– Klassische Gerechtigkeitsfragen wie Leis-
tung und Entgelt sind für Beschäftigte wei-
terhin zentral. Daraus begründen sich ihre An-
sprüche an die Arbeitswelt. Gleichermaßen 
von Bedeutung sind Ansprüche an die Rati-
onalität in Betrieben: Beschäftigte erwarten 
eine professionelle Organisation und Mark-
terfolg des Unternehmens. Ansprüche erstre-
cken sich damit über ihren konkreten Arbeits-
platz hinaus, d. h. das große Ganze spielt in der 
normativen Bewertung eine große Rolle. Aller-
dings sind Ansatzpunkte für eine kollektive Ak-
tivierung mit dem Ziel der Realisierung dieser 
Rationalitätsansprüche derzeit nicht erkenn-
bar, denn die Beschäftigten erheben nicht den 
Anspruch an umfassende Mitsprache im Sin-
ne einer Demokratisierung von Unternehmen.

–– Verletzungen von Gerechtigkeits- und Ra-
tionalitätsansprüchen können Wucht entfal-
ten, wenn sie interessenpolitisch aufgegriffen 
werden. Sie dürften damit als Anknüpfungs-
punkte für betriebliche und gewerkschaftli-
che Interessenorganisation von besonderem 
Interesse sein. Nach wie vor gelingt Mobili-
sierung von Interessen bei konkreten fallbe-
zogenen Auseinandersetzungen wie z. B. bei 
Arbeitsplatzabbau. Auch Beschäftigten- und 
Berufsgruppen, die wie der Sozial- und Er-
ziehungsdienst traditionell weniger im Fokus  
interessenpolitischer Auseinandersetzungen 

standen, machen ihre Ansprüche geltend und 
fordern mehr materielle Anerkennung und 
Wertschätzung. Ebenso können dauerhafte 
und offensichtliche Verletzungen des Grund-
prinzips „Gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit“ in fragmentierten Wertschöpfungsket-
ten (etwa durch Leiharbeit, Outsourcing oder 
Werkverträge) die Keimzelle für kollektive In-
teressenartikulation sein. 

–	 Belastungen, Leistungsanforderungen, Ar-
beitszeit, Gesundheit und Work-Life-Balan-
ce sind von großer Bedeutung für Beschäftig-
te und gehören deshalb zu den Top-Themen 
der Betriebsratsarbeit. Dennoch ist das Akti-
vierungspotenzial bei Weitem nicht ausge-
schöpft. Beschäftigte messen diesen Fragen 
häufig nur die Bedeutung von individuellen 
Wünschen bei. In den Rang von Gerechtig-
keits- und Rationalitätsansprüchen haben es 
die Themen noch nicht geschafft. Erst dann 
aber wäre die erlebte Diskrepanz zwischen 
legitimem Anspruch und betrieblicher Erfah-
rung kollektiv mobilisierungsfähig. 

–	 Beschäftigte adressieren ihre Belange und An-
sprüche an betriebliche Interessenvertre-
tungen und Gewerkschaften. Ihnen wird 
hohes Vertrauen entgegen gebracht, auch 
weil Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sich mit ihren betrieblichen Belangen von der 
Politik schlecht vertreten fühlen. Deswegen 
ist und bleibt es die Aufgabe von Betriebsrä-
ten und Gewerkschaften, die Ansprüche von 
Beschäftigten an Arbeit und Betrieb aufzuneh-
men, zu organisieren und durchzusetzen.
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ANDERE FORSCHUNG

Erst Sicherheit, dann Selbstverwirklichung

Blinder Fleck Rationalität

Eine Reihe von quantitativ angelegten Befragungen 
(INQA-Studie „Was ist gute Arbeit?“, BMAS-Studie 
„Gewünschte und erlebte Arbeitsqualität“, XING-
Studie „Kompass neue Arbeitswelt“) hat untersucht, 
welche Themen den Beschäftigten besonders wich-
tig sind. Es gibt einige Überschneidungen mit den 
Ergebnissen der vorliegenden qualitativen Studie. 

Ganz vorn liegen für die Beschäftigten laut den 
INQA- und BMAS-Befragungen die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes und des Einkommens, danach folgen 
Gerechtigkeitsfragen. Auch in der XING-Studie be-
tonen die Befragten den Sicherheitsaspekt: Je nach 
Einschätzung der eigenen Chancen auf dem Chan-
cen ist er den Beschäftigten 1,5 bis 2,7 mal so wich-
tig wie der Selbstbestimmungsaspekt.

Die DGB-Index Gute Arbeit fragt zwar keine Ge-
wichtung der Einzelaspekte ab, bemerkenswert ist 
aber, dass die Zufriedenheit bei einem Gerechtig-
keitsaspekt (Selbstverwirklichung) am höchsten ist: 
„Sinn der Arbeit“. Hier werden 80 von 100 möglichen 
Punkten erreicht. Es folgen „Arbeitszeitlage“ (74 
Punkte) und Beschäftigungssicherheit (72 Punkte).
Allen genannten Studien gemein ist, dass die Aspekte 

                  Abbildung 4

Wichtigkeit von Aspekten guter Arbeit für die Beschäftigten
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guter Arbeit vorgegeben waren. Rationalitätserwä-
gungen wurden in keiner der Erhebungen abge-
fragt. Mit dieser offen angelegten, qualitativen Un- 
tersuchung kann gezeigt werden, wie wichtig je-
doch den Beschäftigten diese Aspekte sind – und 
dass sich Rationalitätserwägungen damit zu interes-
senpolitischer Aktivierung nutzen lassen. Hier ergibt 
sich ein weites Forschungsfeld. 
Forschungsfragen können etwa sein:
–	 Wie lässt sich die Bedeutung von Rationalitäts-

erwägungen im Vergleich zu anderen Aspekten 
quantifizieren?

–	 Warum ist den Beschäftigten Rationalität wich-
tig? Ist der Wunsch nach einem effizient geführ-
ten Betrieb eine Kapitulation vor der Logik des 
Systems, ein Ausdruck vorauseilenden Gehor-
sams? Oder meinen Beschäftigte, dass ein effi-
zient geführter Betrieb Grundlage für die Durch-
setzung eigener Interessen ist?

–	 Wo genau kann mit Blick auf Rationalität inter-
essenpolitische Aktivierung ansetzen? Stärkt 
der Rekurs auf Rationalität die Gewerkschaften 
in der gesamtgesellschaftlichen Debatte?
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